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         Zivilprozessordnung (ZPO)
(Auszug)
         

      

      
         In der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3202, 2006 S. 431 und 2007 S. 1781),

      

      
         zuletzt geändert am 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2379)

      

      
            

         

         
                     § 383
Zeugnisverweigerung aus persönlichen Gründen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Verweigerung des Zeugnisses sind berechtigt:
…
                     
                        	4.

                        	
                           Geistliche in Ansehung desjenigen, was ihnen bei der Ausübung der Seelsorge anvertraut ist,

                        

                        	6.

                        	
                           Personen, denen kraft ihres Amtes, Standes oder Gewerbes Tatsachen anvertraut sind, deren Geheimhaltung durch ihre Natur oder
                              durch gesetzliche Vorschrift geboten ist, in Betreff der Tatsachen, auf welche die Verpflichtung zur Verschwiegenheit sich
                              bezieht.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die unter Nummern 1 bis 3 bezeichneten Personen sind vor der Vernehmung über ihr Recht zur Verweigerung des Zeugnisses zu
                     belehren.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Vernehmung der unter Nummern 4 bis 6 bezeichneten Personen ist, auch wenn das Zeugnis nicht verweigert wird, auf Tatsachen
                     nicht zu richten, in Ansehung welcher erhellt, dass ohne Verletzung der Verpflichtung zur Verschwiegenheit ein Zeugnis nicht
                     abgelegt werden kann.
                  

               

               
                     § 385
Ausnahmen vom Zeugnisverweigerungsrecht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In den Fällen des § 383 Nr. 1 bis 3 und des § 384 Nr. 1 darf der Zeuge das Zeugnis nicht verweigern:
                     
                        	
                           über die Errichtung und den Inhalt eines Rechtsgeschäfts, bei dessen Einrichtung er als Zeuge zugezogen war;

                        

                        	
                           über Geburten, Verheiratungen oder Sterbefälle von Familienmitgliedern;

                        

                        	
                           über Tatsachen, welche die durch das Familienverhältnis bedingten Vermögensangelegenheiten betreffen;

                        

                        	
                           über die auf das streitige Rechtsverhältnis sich beziehenden Handlungen, die von ihm selbst als Rechtsvorgänger oder Vertreter
                              einer Partei vorgenommen sein sollen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die im § 383 Nr. 4, 6 bezeichneten Personen dürfen das Zeugnis nicht verweigern, wenn sie von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit entbunden
                     sind.
                  

               

               
                     § 811
Unpfändbare Sachen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Folgende Sachen sind der Pfändung nicht unterworfen:
                  

                  …

                  
                     	7.

                     	
                        Dienstkleidungsstücke sowie Dienstausrüstungsgegenstände, soweit sie zum Gebrauch des Schuldners bestimmt sind, sowie bei
                           Beamten, Geistlichen, Rechtsanwälten, Notaren, Ärzten und Hebammen die zur Ausübung des Berufes erforderlichen Gegenstände
                           einschließlich angemessener Kleidung;
                        

                     

                     	8.

                     	
                        bei Personen, die wiederkehrende Einkünfte der in den §§ 850 bis 850b dieses Gesetzes oder der in § 54 Abs. 3 bis 5 des Ersten
                           Buches Sozialgesetzbuch bezeichneten Art oder laufende Kindergeldleistungen beziehen, ein Geldbetrag, der dem der Pfändung
                           nicht unterworfenen Teil der Einkünfte für die Zeit von der Pfändung bis zu dem nächsten Zahlungstermin entspricht;
                        

                     

                     	9.

                     	
                        ...

                     

                     	10.

                     	
                        die Bücher, die zum Gebrauch des Schuldners und seiner Familie in der Kirche oder Schule oder einer sonstigen Unterrichtsanstalt
                           oder bei der häuslichen Andacht bestimmt sind,
                        

                     

                     	11.

                     	
                        die in Gebrauch genommenen Haushaltungs- und Geschäftsbücher, die Familienpapiere sowie die Trauringe, Orden und Ehrenzeichen;

                     

                     	12.

                     	
                        ...

                     

                     	13.

                     	
                        die zur unmittelbaren Verwendung für die Bestattung bestimmten Gegenstände.

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         ...
                  

                  

               

               
                     § 850
Pfändungsschutz für Arbeitseinkommen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Arbeitseinkommen, das in Geld zahlbar ist, kann nur nach Maßgabe der §§ 850a bis 850i gepfändet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Arbeitseinkommen im Sinne dieser Vorschrift sind die Dienst- und Versorgungsbezüge der Beamten, Arbeits- und Dienstlöhne,
                     Ruhegelder und ähnliche nach dem einstweiligen oder dauernden Ausscheiden aus dem Dienst- oder Arbeitsverhältnis gewährte
                     fortlaufende Einkünfte, ferner Hinterbliebenenbezüge sowie sonstige Vergütungen für Dienstleistungen aller Art, die die Erwerbstätigkeit
                     des Schuldners vollständig oder zu einem wesentlichen Teil in Anspruch nehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Arbeitseinkommen sind auch die folgenden Bezüge, soweit sie in Geld zahlbar sind:
                     
                        	
                           Bezüge, die ein Arbeitnehmer zum Ausgleich für Wettbewerbsbeschränkungen für die Zeit nach Beendigung seines Dienstverhältnisses
                              beanspruchen kann;
                           

                        

                        	
                           Renten, die auf Grund von Versicherungsverträgen gewährt werden, wenn diese Verträge zur Versorgung des Versicherungsnehmers
                              oder seiner unterhaltsberechtigten Angehörigen eingegangen sind.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Pfändung des in Geld zahlbaren Arbeitseinkommens erfasst alle Vergütungen, die dem Schuldner aus der Arbeit- oder Dienstleistung
                     zustehen, ohne Rücksicht auf ihre Benennung oder Berechnungsart.
                  

                  …

               

               
                     § 882a
Zwangsvollstreckung wegen einer Geldforderung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        1Die Zwangsvollstreckung gegen den Bund oder ein Land wegen einer Geldforderung darf, soweit nicht dingliche Rechte verfolgt
                     werden, erst vier Wochen nach dem Zeitpunkt beginnen, in dem der Gläubiger seine Absicht, die Zwangsvollstreckung zu betreiben,
                     der zur Vertretung des Schuldners berufenen Behörde und, sofern die Zwangsvollstreckung in ein von einer anderen Behörde verwaltetes
                     Vermögen erfolgen soll, auch dem zuständigen Minister der Finanzen angezeigt hat. 2Dem Gläubiger ist auf Verlangen der Empfang der Anzeige zu bescheinigen. 3Soweit in solchen Fällen die Zwangsvollstreckung durch den Gerichtsvollzieher zu erfolgen hat, ist der Gerichtsvollzieher
                     auf Antrag des Gläubigers vom Vollstreckungsgericht zu bestimmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        1Die Zwangsvollstreckung ist unzulässig in Sachen, die für die Erfüllung öffentlicher Aufgaben des Schuldners unentbehrlich
                     sind oder deren Veräußerung ein öffentliches Interesse entgegensteht. 2Darüber, ob die Voraussetzungen des Satzes 1 vorliegen, ist im Streitfall nach § 766 zu entscheiden. 3Vor der Entscheidung ist der zuständige Minister zu hören.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        1Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 sind auf die Zwangvollstreckung gegen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen
                     Rechtes mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle der Behörde im Sinne des Absatzes 1 die gesetzlichen Vertreter treten.
                     2Für öffentlich-rechtliche Bank- und Kreditanstalten gelten die Beschränkungen der Absätze 1 und 2 nicht.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        (aufgehoben)
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Ankündigung der Zwangsvollstreckung und der Einhaltung einer Wartefrist nach Maßgabe der Absätze 1 und 3 bedarf es nicht,
                     wenn es sich um den Vollzug einer einstweiligen Verfügung handelt.
                  

                  …
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